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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ordnung der Gartenbauwirtschaft 


Anlage 1 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Teil 

Geschlossene Anbaugebiete, Einfuhrbeschrän- 
kungen, Marktverbände 

Begriffsbestimmungen 

Gartenbauerzeugnisse im Sinne dieses Ge- 
setzes sind die unverarbeiteten Erzeugnisse 
des Obst-, Gemüse- und Gartenbaues sowie 
Südfrüchte. 

§ 2 

Festlegung von Anbaugebieten 

(1) Zur Erhaltung eines lebensfähigen in- 
ländischen Anbaues von Gartenbauerzeug- 
nissen und zum Zwecke einer ausgeglichenen 
Marktversorgung können die obersten Lan- 
desbehörden für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (oberste Landesbehörde) durch 
Rechtsverordnung nach Anhören des zustän- 
digen Landesmarktverbandes (§ 6) Anbau- 
gebiete für bestimmte Gartenbauerzeugnisse 
festlegen. (Geschlossene Anbaugebiete). 

(2) Rechts Verordnungen dürfen hiernach 
erst erlassen werden, nachdem der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) nach § 4 dieses Ge- 
setzes Vorschriften für die betreffenden Gar- 
tenbauerzeugnisse erlassen hat. 

S 3 

Begrenzung des Anbaues 

In geschlossenen Anbaugebieten (§ 2) kann 
die zuständige oberste Landesbehörde durch 
Rechtsverordnung nach Anhören des zustän- 
digen Landesmarktverbandes den erwerbs- 
mäßigen Anbau bestimmter Erzeugnisse (§ 2) 
nach Fläche und Art begrenzen, sofern dies 
zu einer ausgeglichenen Marktversorgung er- 
forderlich ist. Rechtsverordnungen dürfen 
hiernach erst erlassen werden, nachdem der 


Bundesminister nach § 4 dieses Gesetzes Vor- 
schriften für die betreffenden Garteiibau- 
erzeugnisse erlassen hat. 

S 4 

Durchführung der Anbaurcgelung 

Zwecks einheitlicher Durchführung der 
nach §§ 2 und 3 zu treffenden Maßnahmen 
erläßt der Bundesminister im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften, In welchem 
Umfange geschlossene Anbaugebiete einge- 
führt und wieweit Innerhalb der geschlossenen 
Anbaugebiete Anbaubeschränkungen vorge- 
nonimen werden sollen. 

S 5 

Versorgungsplan, Einfuhrbeschränkungen 

(1) Der Bundesminister stellt Im Rahmen 
eines Versorgungsplanes für jedes Wirt- 
schaftsjahr (1. April bis 31. März) fest, welche 
Mengen von Gartenbauerzeugnissen aus der 
inländischen Erzeugung zur Verfügung 
stehen und aus der Einfuhr zur Deckung des 
Bedarfs notwendig sind. 

(2) Zur Erhaltung eines lebensfähigen In- 
ländischen Anbaues von Gartenbauerzeug- 
nissen und zur Sicherstellung des Bedarfs 
können Schonzeiten mit den in Betracht 
kommenden Ausfuhrländern vereinbart wer- 
den, innerhalb deren die Einfuhr bestimmter 
Gartenbauerzeugnisse beschränkt wird. 

§ 6 

Landesmarktverbände 

(1) Die berufsständischen Organisationen 
der Erzeuger, der Absatzeinrichtungen, des 
Großhandels mit Gartenbauerzeugnissen und 
der Obst- und Gemüseverwertungsindustrie 
können sich für das Gebiet eines Landes oder 
mehrerer Länder zu Marktverbänden zusam- 
menschließen. 

(2) Die Marktverbände können von den 
obersten Landesbehörden als Lahdesmarkt- 
verband anerkannt werden. Die Aner- 
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kennung als Landesmarktverband kann nur 
erfolgen, wenn der Marktverband folgende 
Voraussetzungen erfüllt und sich hinsiditlich 
der von ihm durchzuführenden Aufgaben 
der Aufsicht der obersten Landesbehörde 
unterstellt. 

1. Es müssen In Ihm die berufsständischen 
Organisationen der Erzeuger, der Absatz- 
einrichtungen, des Großhandels mit Gar- 
tenbauerzeugnissen und der Verwertungs- 
industrie vertreten sein, sofern sie die Be- 
teiligung wünschen. 

2. Den Vertretern der Verbraucher und der 
berufsständischen Organisationen des ein- 
schlägigen Kleinhandels muß durch die 
Satzung eine angemessene Vertretung in 
den Organen des Marktverbandes gesichert 
sein, sofern sie die Beteiligung wünschen. 

3. Der Beitritt anderer berufsständischer 
Organisationen der Gartenbauwirtschaft 
darf in der Satzung nicht ausgeschlossen 
sein. 

(3) Die Landesmarktverbände sollen, wenn 
sie anerkannt sind, zur Vorbereitung und 
technischen Durchführung der nach diesem 
Gesetz von den obersten Landesbehörden zu 
treffenden oder getroffenen Maßnahmen 
2 und 3) herangezogen werden. Hoheit- 
liche Aufgaben dürfen den Landesmarktver- 
bänden nicht übertragen werden. 


3. eine zuverlässige Marktbeobachtung und 
-berichterstattung für Gartenbauerzeug- 
nisse in den Erzeugergebieten und an den 
Märkten fördern, 

4. die beteiligten Wirtschaftskreise beim über- 
gebietlichen Ausgleich der inländischen An- 
lieferungen und der Einfuhren unter- 
stützen, 

5. die Ausfuhr von Gartenbauerzeugnissen 
fördern, 

6. eine Werbung für Gartenbauerzeugnisse 
durchführen, 

7. Schiedsgerichte zur Entscheidung von 
Lieferstreitigkeiten einrichten, die von den 
Beteiligten gemäß §§ 1025 ff. Zivilprozeß- 
ordnung angerufen werden können. 

S 8 

Bundesmarktverband 

(1) Für das Bundesgebiet können sich die 
berufsständischen Spitzenorganisationen der 
Erzeuger, der Absatzeinrichtungen des Groß- 
handels mit Gartenbauerzeugnissen und der 
Obst- und Gemüseverwertungsindustrie zu 
einem Bundesmarktverband für Gartenbau- 
erzeugnisse zusammenschließen. 

(2) Die Bestimmungen des ^ 6 Abs. 2 bis 4 
gelten sinngemäß. An die Stelle der obersten 
Landesbehörden tritt der Bundesminister. 


(4) Der Landesmarktverband untersteht, 
Vv'cnn er anerkannt ist, der Aufsicht der 
obersten Landesbehörde. Kommt der T.andes- 
markrverband den ihm obliegenden Auf- 
gaben nicht nach, so Ist die Anerkennung 
nach Absatz 2 zurückzunehmen. 

(5) Geht das Gebiet eines Landesmarktver- 
bandes über das Gebiet eines Landes hinaus, 
so obliegt die Anerkennung und Über- 
wachung der für den Sitz des Mark tverban des 
zuständigen obersten Landesbehörde. 


§ 7 

Aufgaben des Landesmarktverbandes 

Außer den In § 6 Abs. 3 aufgeführten Auf- 
gaben sollen die Marktverbände ferner ins- 
besondere 

1. für eine Förderung der Güte von Garten- 
bauerzeugnissen und für die Innehaltung 
der erlassenen Sortierungs- und Verpak- 
kiingsvorschriften sorgen, 

2. den Abschluß von Anbau- und Lieferungs- 
verträgen fördern. 


§ 9 

Aufgaben des Bundesmarkt Verbundes 

Wird der Marktverband für das Bundes- 
gebiet als Bundesmarktverband anerkannt, so 
obliegen Ihm insbesondere folgende Auf- 
gaben: Er soll 

1. dem Bundesminister einen Versorgungs- 
plan unter Berücksichtigung der inländi- 
schen Erzeugung und der Einfuhren zum 
Zwecke einer ausreichenden und ausge- 
glichenen Marktversorgung mit Garten- 
bauerzeugnissen Vorschlägen, 

2. für eine Förderung der Qualität von 
Gartenbauerzeugnissen sorgen, 

3. eine zuverlässige Marktbeobachtung und 
-berichterstattung für Gartenbauerzeug- 
nisse in den Erzeugergebieten und an den 
Märkten fördern und die Berichte anderer 
Marktverbände und Marktberichtstellen 
auswerten, 

4. die beteiligten Wirtschaftskreise beim 
übergebietllÄen Ausgleich der innerdeut- 
schen Anlieferungen und der Einfuhren 
unterstützen, 
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5. die Ausfuhr von Gartenbauerzeugnissen 
fördern, 

6. den Verbrauch von Gartenbauererzeug- 
nissen fördern. 


IL Teil 

Besondere Bestimmungen 

• § io_ 

Meldepflicht 

(1) Be- und Verarbeitungsbetriebe und 
Handelsbetriebe sind verpflichtet, der 
obersten Landesbehörde oder den von ihr 
bestimmten Stellen zu melden 

1. den Abschluß von Anbau- und Lieferungs- 
verträgen unter Angabe der vertraglich 
vereinbarten Arten und Flachen oder 
Mengen, soweit diese Verträge mit Er- 
zeugern in geschlossenen Anbaugebieten 
abgeschlossen sind, 

2. die auf Grund solcher Verträge bezogenen 
Lieferungen nach Art und Menge. 

(2) Der Bundesminister kann durdi Rechts- 
verordnung bestimmen, daß zu melden 
haben 

1. Absatzeinrichtungen und Großhandels- 
betriebe ihre Lagerbestände an Kernobst, 
Kopfkohl und Zwiebeln, 

2. Erzeugerbetriebe In geschlossenen Anbau- 
gebieten (§ 2) ihre Anbauflächen für ein- 
zelne Erzeugnisse sowie ihre Lagerbestände 
an Kernobst, Kopfkohl und Zwiebeln. 

(3) Die weiteren für den Vollzug der 
Meldepflicht erforderlichen Bestimmungen 
erläßt der Bundesminister durch Rechtsver- 
ordnung. Diese Rechtsverordnungen be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 


§ 11 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Rcichs- 
gesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden können bestimmen, daß 
auch andere Stellen, die von ihnen mit der 
Durchführung dieses Gesetzes und der dazu 
ergehenden Durchführungsbestimmungen be- 


auftragt werden, auskunftsberechtigt im 
Sinne des § 1 der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht sind. 

(3) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über Auskunftspflicht, mit 
Ausnahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 


§ 12 

Verschwiegenheitspflicht 


Die Mitglieder der Organe der Landes- 
marktverbände (S 6) und des Bundesmarkt- 
verbandes (§ 8) sind vorbehaltlich der dienst- 
lichen Berichterstattung und der Anzeige von 
Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, über Ein- 
richtungs- und Geschäftsverhältnisse, die 
durch ihre Tätigkeit im Rahmen dieses Ge- 
setzes oder der darauf beruhenden Bestim- 
mungen zu ihrer Kenntnis gelangen, Ver- 
schwiegenheit zu beachten und sich der Mit- 
teilung und Verwertung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen zu enthalten. Soweit sie 
nicht Beamte sind, sind sie auf gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten nach $ 1 der 
Verordnung gegen Bestediung und Geheim- 
nisverrat nichtbeamteter Personen in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) zu verpflichten. 


§ 13 

Str a f be s ti mmungen 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der Meldepflicht des § 10 Abs. 1 zuwider- 
handelt, 

2. die Auskünfte, zu denen er nach 5 11 ver- 
pflichtet ist, ganz oder teilweise ver- 
weigert oder nicht in der gesetzlichen Frist 
erteilt oder unrichtige oder unvollständige 
Angaben macht, 

3. Bestimmungen oder Einzelverfügungen zu- 
widerhandelt, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen sind, sofern diese ausdrück- 
lich auf die Strafbestimmungen dieses Ge- 
setzes verweisen, 

begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des 
2. Abschnittes des Ersten Buches (§§ 6 bis 21) 
des Wirtschaftsstrafgesetzes. 

§ 14 

Schlußbestimmung 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Der Anteil der Gartenbauwirtschaft am land- 
wirtschaftlichen Erzeugungswert beträgt 
mehr als 10®/o, während sie nur etwa 2,7 
des in der Bundesrepublik genutzten Acker- 
landes in Anspruch nimmt. Im Gemüse-, 
Obst- und Gartenbau ist die Anzahl der Be- 
schäftigten je Flächeneinheit viermal so groß 
wie in der übrigen Landwirtschaft. Dabei 
handelt es sich zum großen Teil um gärtne- 
rische und kleinbäuerliche Familienbetriebe, 
die keine Möglichkeit haben, auf eine exten- 
sivere Produktion auszuweichen. Der Ge- 
müse-, Obst- und Gartenbau bildet somit für 
viele Einwohner der Bundesrepublik die 
Existenzgrundlage, die aus ernährungs- und 
sozialpolitischen Gründen erhalten bleiben 
muß. 

Die Gemüseanbauflädie war von den kriegs- 
bedingten 128 000 ha Im Jahre 1948 auf 
66 700 ha im Jahre 1950 zurückgegangen. Sic 
hat Im Jahre 1951 einen weiteren Rückgang 
um etwa 15 ®/o auf 56 000 ha erfahren. Der 
Anbau ist somit geringer als in der Vor- 
kriegszeit (1939 etwa 80 000 ha), trotzdem 
die Bevölkerungszahl in der Bundesrepublik 
erheblidi gesllegen ist. Die durch den er- 
werbsmäßigen Gemüsebau genutzte Fläche 
betrug 1939 20,3 qm, 1950 dagegen 13,3 qm 
und 1951 nur noch 11,2 qm je Kopf der Be- 
völkerung. Mit Ausnahme der kleinen land- 
wirtschaftlichen und gärtnerischen Betriebe 
hat sich die übrige Landwirtschaft, soweit 
Ausweichmöglichkeiten vorhanden waren, be- 
reits weitgehend vom Gemüsebau abge- 
wandt. 

Die Absatzschwierigkeiten und Preiszusam- 
menbrüche des Jahres 1950, durch die — 
ohne nennenswerte Vorteile für die Ver- 
braucher — den Gemüseerzeugern, aber auch 
Handel und Industrie große Verluste ent- 
standen waren, haben 1951 zu Anbaube- 
schränkungen geführt, die über das erforder- 
liche Maß hinausgingen. Infolgedessen haben 
Im Laufe des Jahres die Gemüsepreise — 
jetzt aber unter voller Auswirkung bis zum 
Verbraucher — einen hohen Stand erreicht. 
Nach den bisherigen Erfahrungen wird das 
zu einer Wiederausweitung des Gemüsean- 
baues führen und es ist zu befürchten, daß 
dabei, ebenso wie vorher bei der Einschrän- 
kung, wiederum über das erforderliche Maß 


hinausgegangen wird. Es kann daher nicht 
damit gerechnet werden, daß bereits eine 
Stabilisierung eingetreten oder In Kürze zu 
erwarten Ist, durch die ein Marktordnungs- 
gesetz überflüssig erscheinen könnte. 

In dem Gutachten des Ausschusses für land- 
wirtschaftliche Marktordnung vom März 
1950 wurde bereits darauf hingewiesen, daß 
die Liberalisierung des Außenhandels Schwie- 
rigkeiten erwarten läßt, und daß daher 
zwischenstaatliche Vereinbarungen über 
Standort und Ausrichtung der Produktion 
sowie über die Jahreszeiten, In denen Ein- 
fuhren vorzugsweise erfolgen sollen, er- 
wägenswert seien. Solche Vereinbarungen 
ließen eine Zusammenfassung auch des inlän- 
dischen Angebotes von Obst und Gemüse 
fördernswert erscheinen. 

Mit Rücksicht auf diesen Hinweis war zu- 
nädist daran gedacht worden, nach holländi- 
schem Vorbild In den Gesetzentwurf eine Be- 
stimmung aufzunehmen, nach der In ge- 
sdilossenen Anbaugebieten bestimmte Er- 
zeugnisse nur über bestimmte Absatzeinrich- 
tungen in den Verkehr gebracht werden 
dürfen. Dieser Gedanke erschien jedoch mit 
den Grundsätzen einer sozialen Marktwirt- 
sdaaft nidit vereinbar. Die als wünschenswert 
bezeichnete Zusammenfassung des inländi- 
schen Angebots sollte sich im Zuge der be- 
absiditigten Standardisierung ohne behörd- 
lichen Zwang von selbst ergeben. 

Mit Rücksicht auf die finanzielle Lage der 
Bundesrepublik wurde darauf verzichtet, mit 
Staatsmitteln einen Stützungsfonds nach hol- 
ländischem Muster zu bilden, mit dessen 
Hilfe bestimmte Erzeugnisse, die wegen zu 
großer Anlieferungen zu einem bestimmten 
Mindestbetrag nicht abgesetzt werden können, 
von den Absatzeinrichtungen übernommen 
werden. Die etwaige Bildung von Stützungs- 
fonds mußte daher der freien Initiative der 
Gartenbauwirtschaft selbst überlassen werden. 

Von der OEEC veranlaßte Untersuchungen 
haben ebenfalls ergeben, daß die Erzeugung 
von Obst und Gemüse von großer Be- 
deutung für das soziale Gefüge verschiedener 
Länder Ist, weil sie einen großen und gleich- 
bleibenden Arbeitsaufwand erfordert. Die 
hohen Hektarerträge, die der intensive 
Gartenbau ergibt, macht Ihn für den kleinen 
Anbauer besonders wertvoll. Die bereits vor 
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dem Kriege sichtbar gewesene Tendenz der 
Steigerung der Obsterzeugung hat sidi in 
allen Teilnehmerländern fortgesetzt. Sowohl 
in den Exportländern als audi in den Län- 
dern, die normalerweise Importländer waren, 
sind zahlreiche neue Pflanzungen angelegt 
worden. Insbesondere wurde während des 
Krieges der Anbau von Gemüse ausgeweitet. 
Während sich nun in den I. ändern, die auch 
früher Einfuhrländer für Gemüse waren, eine 
Tendenz zur Einschränkung des Anbaues be- 
merkbar macht, hat sich nach dem Bericht der 
OEEC in den Ländern, die traditionelle Ex- 
porteure für Gemüse waren, der Anbau bis 
1948/1949 erhöht, und es wird seitdem mit 
allen Mitteln, zum Teil mit Hilfe des Staates 
und der EGA, versucht, dieses Niveau auf- 
rechtzuerhalten. 

Selbst in den USA hat sieh die Regierung un- 
beschadet der Prinzipien der freien Markt- 
wirtschaft und der Antitrustgesetzgebung 
eine gesetzliche Grundlage (Agriculturel Mar- 
keting Agreement Act von 1937) für eine 
Wirtschaftspolitik gesdiaffcn, die — wüe es 
im Bericht einer aus ECA-Mittcln nach den 
USA entsandten französischen Studiengruppe''’) 
ausgedrückt wurde — mehr und mehr be- 
müht ist, die normalen Auswirkungen des 
Liberalismus zu temperieren“, indem sic 
einen besonders bedrohten Wirtschaftszweig 
(die Gartenbauwirtschaft) dem freien Spiel 
von Angebot und Nachfrage entzieht. Ein 
solches Vorgehen wurde als Beispiel für den 
wirksamen „Empirismus“ bezeichnet, welcher 
die Tätigkeit der US-Reglerung auf wirt- 
schaftlichem Gebiete kennzeichnet. Diese re- 
gulierende Tätigkeit reicht vom Abschluß von 
„Marketing Agreements“ (Marktabkommen) 
bis zur Subventionierung der Ausfuhr. 

Infolgedessen muß damit gerechnet werden, 
daß der Druck der Einfuhren auf den deut- 
schen Markt ständig zunehmen wird. Die 
Bundesrepublik wird nicht umhin können, 
durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, 
daß durch Konjunkturanbau und übergroße 
Ernten in anderen Ländern entstandene 
Schwierigkeiten sich nicht hemmungslos auf 
den deutschen Markt übertragen und dem 
deutschen Gartenbau die Lebensgrundlage 
entziehen. Gleichzeitig muß aber auch für ein 
Mindestmaß an Ordnung In der eigenen Gar- 

*:■) MISSTON FRUITS KT LKGUMES AUX 
ETATS-UNIS, EDITE PAR LE BULLETIN OFET- 
CIEL DE L'UNION NATIONATT DU COMMER- 
CE DE GROS EN FRUITS ET LEGUMES, 8, RUE 
DE TURBIGO, PARIS (ler). 


tcnbauwirtschaft gesorgt werden, da es andern- 
falls nicht möglich sein wird, die vom Aus- 
sdiuß für landwirtsdiaftliche Marktordnung 
im Hinblidv auf die kommende Liberalisie- 
rung empfohlenen zwischenstaatlichen Ver- 
einbarungen über Standort und Ausrichtung 
der Produktion sowie die zeitliche Steuerung 
der Einfuhr zu treffen. 

Im Zusammenhang mit den Schwierigkeiten, 
die nach dem Gutachten des Ausschusses für 
landwirtschaftliche Marktordnung aus der 
Liberalisierung des Außenhandels erwartet 
w^erden können, wurde in Fachkreisen insbe- 
sondere auf die „Gemeinsame Liste“ (Liste 
Commune) hingewiesen. Wenn auch die Ein- 
fuhr der Bunclesrcpublik noch nicht wieder 
zu 75 liberalisiert worden sei und daher die 
gemeinsame Liste vorerst noch nicht ange- 
w^andt zu werden brauche, so könne dieser 
l’all doch bereits in Kürze cintreten. Die 
Bundesrepublik w ürde dann unter Umständen 
vcrpfliditct sein, die Liste gleich in der jetzt 
in Vorbereitung befindlichen erweiterten 
Fassung zu übernehmen. Die in ihr enthalte- 
nen zahlreichen Positionen für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse, darunter neben Südfrüchten 
praktisch sämtliches Gemüse und Obst, müssen 
ein Emporschnellcn der Einfuhren befürchten 
lassen. Wenn audi die deutsche Gartenbau- 
wirtschaft sich darauf elnstellcn müsse, daß 
sic in Zukunft den Konkurrenzdruck des Aus- 
landes noch stärker als bisher spüren wmrdc 
und daß sic ihm in erster Linie durch Er- 
höhung ihrer Leistungsfähigkeit zu begegnen 
habe, so müsse doch dafür Sorge getragen 
w^erden, daß sic nicht einem Dumping aus- 
gesetzt w'erde, weil In den Ausfuhrländern die 
Produktion vielfach durch staatliche Maßnah- 
men gefördert und erheblich gesteigert werde. 
Es müsse verhindert werden, daß Übersdiüsse, 
die eine Folge dieser Politik sind, zu Verlust- 
preisen auf den deutsdien Markt gebracht 
wmrden. 

Selbst w^enn entsprechende Vereinbarungen 
getroffen w'orden sind, würd die Konkurrenz 
des Auslandes noch so erheblich sein, daß es 
sehr großer Anstrengungen seitens der deut- 
schen Gartenbauw/irtschaft auf dem Gebiet des 
Anbaues, der Verbesserung der Otialität, der 
Sortierung und Verpackung, der Rationalisie- 
rung des Absatzes, des Marktausgleiches und 
nicht zuletzt der Vcrhrauchsw^erbung bedarf, 
um sich in diesem Wettbewerb behaupten zu 
können. 

Die in anderen demokratischen Ländern ge- 
machten Erfahrungen haben gezeigt, daß da- 
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bei ohne staatlidic Hilfe und ohne eine ge- 
setzliche Grundlage nicht auszukommen ist. 

Der Deutsche Bundestag hatte in der 142. Sit- 
zung vom 22. Mai 1951 beschlossen, die Bun- 
desregierung um die Vorlage eines Gesetzes 
über den Verkehr mit Obst und Gemüse zu 
ersuchen. Diesem Ersuchen soll mit dem vor- 
liegenden Entwurf entsprochen werden. 

Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes zum 
Erlaß eines Gesetzes nach vorliegendem Ent- 
wurf folgt aus Artikel 74, Ziffer 17 des 
Grundgesetzes. Das nadi Artikel 72 Abs. 2 
erforderliche Bedürfnis nach bundeseinheit- 
licher Regelung ergibt sich aus vorstehenden 
Ausführungen. 

Zwei (jrundgedanken beherrschen den Gesetz- 
entwurf: 

a) I'estlegung geschlossener Anbaugebiete und 
gegebenenfalls die Begrenzung des Anbaues 
nach entsprechenden Bestimmungen zur Ge- 
währleistung der einheitlichen Handhabung, 

b) Einluhrbeschränkungen für bestimmte Gar- 
tenbaucr/cLignissc zur Vermeidung von zeit- 
weiligen Überschüssen durch vertragliche 
Vereinbarungen mit den Ausfuhrländern. 

B e s o n d c r c s 

Zu einzelnen Paragraphen des (jcsctzentwur- 
les ist folgendes zu sagen: 

§ 2 enthält eine Ermächtigung für die obersten 
Landesl^ehorden, Elauptanbaugebicte für be- 
stimmte Gartenbauerzeugnissc als geschlossene 
Anbaugcbietc zu bestimmen. 

I'ür diese Gebiete ist die Möglichkeit der Be- 
grenzung des Anbaues (§ 3) vorgesehen, um 
zum Zwecke einer ausgeglichenen Marktver- 
sorgung einem sich nicht den Bedürfnissen des 
Marktes anpassenden oder konjunkturbeding- 
ten Anbau entgegenwirken zu können. Die 
Begrenzung des Anbaues von bestimmten Er- 
zeugnissen nach Fläche und Art wird etwa 
folgenden Verlauf nehmen: 

Nachdem auf Bundesebene festgcstellt worden 
ist, daß beispielsweise die Anbaufläche für 
Weißkohl gegenüber dem Vorjahr einer Ein- 
schränkung um einen bestimmten Prozentsatz 
bedarf, erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates eine entsprechende 
Rechtsverordnung (§ 4), In der die Beteiligung 
der einzelnen Länder an dieser Beschränkung 
festgelegt wird. Bei der Durchführung der 
Beschränkung des Anbaues in den Ländern 


wird der Entwicklung des Anbaues sowie den 
strukturellen und betriebswirtschaftlichen Ge- 
gebenheiten in den einzelnen Erzeugergebieten 
Rechnung getragen. 

Zur Vermeidung eines Überschusses können 
Einfuhrbeschränkungen (§ 5) für bestimmte 
Gartenbauerzeugnisse In der Haupterntezelt 
erforderlidi werden. 

Unter den verschiedensten Bezeichnungen 
werden auch von anderen Mitgliedstaaten des 
GATT-Abkommens, wie Großbritannien, 
Belgien, Österreich, Schweden und Dänemark 
sowie außerdem von der Schweiz Sperrfristen 
festgesetzt, während der bestimmte Erzeug- 
nisse nicht oder nur in beschränktem Umfange 
eingeführt werden dürfen. 

Der § 5 sieht daher vor, Schonzeiten mit den 
in Betracht kommenden Ausfuhrländern zu 
vereinbaren, innerhalb deren die Einfuhr be- 
stimmter Gartenbauerzeugnisse beschränkt 
wird. Um eine Vorstellung über das Ausmaß 
der beabsichtigten Beschränkungen zu geben, 
werden nachstehend die für das Erntejahr 
1951 vereinbarten Schonfristen aufgeführt: 


Cj e m ü s e 


Zwücbelii 


1. 

8. 

bis 

30. 

11. 

Weiß-, Spitzkohl 


1. 

6. 

bis 

31. 

1. 

Rotkohl 


1. 

7. 

bis 

31. 

1. 

Wirsingkohl 


15. 

5. 

bis 

31. 

1. 

Blumenkohl 


10. 

6. 

bis 

30. 

6. 

Kohlrabi 


15. 

4. 

bis 

31. 

5. 

Spinat 


15. 

4. 

bis 

31. 

5. 

Erbsen 


15. 

5. 

bis 

31. 

7. 

Einlegegurken 


21. 

7. 

bis 

31. 

8. 

Kopfsalat 


15. 

4. 

bis 

31. 

5. 

Schlangengurken 


1. 

6. 

bis 

15. 

9. 

Karotten, Möhren 


1. 

6. 

bis 

31. 

7. 


und 

1. 

12 . 

bis 

15. 

2. 

Grüne Bohnen 


1. 

7. 

bis 

31. 

8. 

Puffbohnen 


16. 

6. 

bis 

31. 

7. 

Tomaten 


6. 

8. 

bis 

15. 

9. 

Porree, Lauch 


1. 

3. 

bis 

31. 

3. 

und 

1. 

10. 

bis 

31. 

12 . 

Sellerie, -knollen 


15. 

10. 

bis 

28. 

2. 

Rübsticl 


1. 

4. 

bis 

15. 

5. 

Suppengrün, Radieschen 

1. 

3. 

bis 

15. 

4. 

Schwarzwurzeln 


1. 

11. 

bis 

31. 

1. 

Endivien-Salat 


1. 

10. 

bis 

30. 

11. 

Feldsalat 


1. 

11. 

bis 

15. 

12. 

Rosenkohl 


1. 

11. 

bis 

31. 

12. 
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Obst 


Kirschen 

10. 

6. 

bis 

25. 

7. 

Erdbeeren 

5. 

6. 

bis 

30. 

6. 

Johannisbeeren 

1. 

7. 

bis 

31. 

7. 

Stachelbeeren 

1. 

6. 

bis 

15. 

7. 

Pflaumen aller Art 

15. 

7. 

bis 

15. 

9. 

Tafeläpfel 

1. 

9. 

bis 

15. 

11. 

und 1. 

2. 

bis 

15. 

3. 

Tafelbirnen 

26. 

8. 

bis 

31. 

10. 

Mostobst 

15. 

9. 

bis 

31. 

10. 

Die vorstehenden 

Schonfristen 

wurden 

im 


Laufe der Saison für verschiedene Erzeugnisse 
aufgehoben oder verkürzt, da die Marktlage 
es erforderte. 

Durch die Bildung von Landesmarktverbänden 
(§ 6) und eines Bundesmarktverbandes (§ 8), 
in denen Erzeuger, Handel, Verwertungs- 
industrie und Verbraucher vertreten sind, soll 
die Beteiligung der Wirtschaft bei allen be- 
hördlichen Maßnahmen, die ihr wegen ihres 
hoheitlichen Charakters nicht übertragen wer- 
den können, gesidiert werden. Es werden hier 
dieselben Grundsätze angewandt, die bereits 
in den Marktordnungsgesetzen der Zucker-, 
Vieh- und Fleisch- sowie Milchwirtschaft An- 
wendung gefunden haben. Eine tatkräftige 
Mitwirkung der in Betracht kommenden Wirt- 


schaftskreise ist eine Voraussetzung für den 
Erfolg aller Maßnahmen. Sie ist unerläßlich 
im Hinblick auf die Vielgestaltigkeit des Gar- 
tenbaues, die leichte Verderblidikeit seiner 
Erzeugnisse und die Mannigfaltigkeit der da- 
mit zusammenhängenden Aufgaben. 

Die Vorschriften des zweiten Teils über 
Meldepflicht, Auskunftspflidit und Ver- 
schwiegenheitspflicht sind den entspredienden 
Vorschriften der bereits oben erwähnten 
Marktordnungsgesetze nachgebildet und be- 
dürfen keiner besonderen Erläuterung. Das 
gleiche gilt von den Strafbestimmungen. 

Das Gesetz enthält im Gegensatz zu den an- 
deren Marktordnungsgesetzen keine Ermäch- 
tigung zum Erlaß von Preisvorschriften, da in 
Zukunft für das Gartenbaugebiet keine Preis- 
regelungen mehr getroffen werden sollen. 
Derartige Preisbindungen würden der Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung nicht ent- 
sprechen; die Preise für Gartenbauerzeugnisse 
sind deshalb auch als erste freigegeben wor- 
den. Um erforderlichenfalls gegen unange- 
messene Preise und Handelsspannen vorgehen 
zu können, werden die Möglichkeiten für aus- 
reichend gehalten, die § 19 des Gesetzes zur 
Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechtes vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) zur Be- 
kämpfung der Preistreiberei bietet. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 28. März 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 6. März 1952 - 6 - 73108 - 
2922/51 IV - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
81. Sitzung am 28, März 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen har, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Ordnung 
der Gartenbauwirtschaft 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Kopf 


Anlage 


Betr. Entwurf eines Gesetzes zur Ordnung der 
Gartenbauwirtschaft. 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält 
folgenden Wortlaut; 

„Gesetz zur Ordnung der Gartenbau- 
wirtschaft (Gartenbaugesetz)“. 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Änderung entspricht 
der Fassung der übrigen Marktordnungs- 
gesetze, 

2. Die Überschrift des Ersten Teiles des 
Gesetzes erhält folgenden Wortlaut: 

„Einfuhrbeschränkungen und Markt- 
verbände“, 


Begründung: 

Die Änderung der Überschrift ergibt sich 
aus den Empfehlungen zu Ziffer 4. 

3. In § 1 wird hinter den Worten: . , und 
Gartenbaues . . . .“ eingefügt: . . ein- 

schließlich Frühkartoffeln . . .“. 

Begründung; 

Angebot, Absatz und Preisgestaltung für 
F rühkar tof f ein unterliegen erheblichen 
Schwankungen. Es hat sich daher bereits 
seit längerer Zeit als notwendig erwiesen, 
die Frühkartoffeln in eine Marktregelung 
einzubeziehen. Da die Obst und Gemüse 
erfassenden Genossenschaften sowie der 
entsprechende Großhandel weitgehend den 
Frühkartoffelabsatz tätigen, erscheint es 
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zweckmäßig, daß die Frühkartoffeln in 
die Gartenbaumarktordnung einbezogen 
werden, zumal nicht damit zu rechnen ist, 
daß in absehbarer Zeit eine gesetzliche 
Regelung auf dem Gebiete der Kartoffel- 
wirtschaft erfolgt. 

4. Die §§ 2 bis 4 werden gestrichen. 
Begründung: 

Eine Ordnung im Anbau und Absatz von 
Gartenbauerzeugnissen erscheint dringend 
erforderlich. Sie ist jedoch mit staatlichem 
Zwang, wie der Entwurf vorsieht, nicht 
durchzuführen. 

Einer mit staatlichem Zwang durchzu- 
setzenden Anbauregelung stehen folgende 
Bedenken entgegen: 

a) Die vorgesehene Regelung würde den 
Anschein einer Zwangswirtschaft er- 
wecken, die vom Gesetzgeber nicht ge- 
wollt ist, von der Verwaltung nicht 
durchgeführt werden kann und von 
einem erheblichen Teil der Wirtschaft 
abgelehnt werden wird. 

b) Anbaubeschränkungen würden einen 
erheblichen Eingriff in die Struktur 
des Einzelbetriebes bedeuten, für den 
die Verwaltung die Verantwortung 
nicht übernehmen kann und durch 
welche zwangsläufig der Anbau ande- 
rer Erzeugnisse in nicht vorauszusehen- 
der Weise und gegebenenfalls als volks- 
wirtschaftlich unerwünscht ausgeweitet 
werden würde. 

c) Eine Anbaubeschränkung in geschlosse- 
nen Anbaugebieten könnte den Er- 
zeugern in Streu-Anbaugebieten einen 
Anreiz zum Anbau gerade derjenigen 
Erzeugnisse geben, deren Anbau be- 
schränkt werden soll. 

d) Anbaubeschränkungen würden zu ihrer 
Vorbereitung und später zur Kontrolle 
ihrer Durchführung einer sehr erheb- 
lichen Verwaltungsarbeit bedürfen. Für 
diese Arbeit steht in den Ländern der 
erforderliche Verwaltungsapparat nicht 
zur Verfügung; er wird auch in Zu- 
kunft nidit bereitgestellt werden 
können. 

Die erforderliche Ordnung in Anbau und 
im Absatz kann nur dadurch erreicht wer- 
den, daß zu Gunsten der Absatzeinrich- 
tungen ein Stützungsfonds gebildet wird, 
aus dessen Mitteln den Erzeugern ein ge- 


wisser Mindesterlös für ihre Erzeugnisse 
dann sichergestellt wird, wenn sie sich 
freiwillig den von den Marktverbänden 
empfohlenen Beschränkungen im Anbau 
und einer lückenlosen Andienungspflicht 
an die Absatzeinrichtungen unterwerfen. 
Die erforderlichen Mittel für den Stützungs- 
fonds müßten erstmalig vom Bund zur 
Verfügung gestellt werden, während die 
weitere Speisung des Fonds durch Stützungs- 
beiträge sicherzustellen wäre, die bei den 
Absatzeinrichtungen zu erheben sind. 

Eine solche Regelung bedarf jedoch nicht 
eines Gesetzes. 

5. In § 5 Abs. 1 wird hinter den Eingangs- 
worten: „Der Bundesminister stellt . . 
eingefügt; . im Benehmen mit den 
obersten Landesbehörden . . .“. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Angleichung an 
die entsprechenden Bestimmungen der 
übrigen Marktordnungsgesetze. 

6. In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird die Klammer- 
ergänzung: . . (§§ 2 und 3) . . ge- 

strichen. 

Begründung: 

Die Notwendigkeit der Streichung ergibt 
sich aus der Empfehlung zu Ziffer 4. 

7. Am Schluß des § 6 Abs. 5 wird angefügt: 
„. . . im Benehmen mit der obersten Lan- 
desbehörde des beteiligten Landes.“ 

Begründung: 

Die Ergänzung ist zur Wahrung der Inter- 
essen des beteiligten Landes erforderlich. 

8. In § 7 wird folgende Nr. 2 a eingefügt: 

„2 a) die Absatzeinrichtungen bei der 
Stabilisierung der Erzeugung und 
der Ordnung des Absatzes unter- 
stützen,“ 

Begründung: 

Die Notwendigkeit der Einschaltung er- 
gibt sich aus der Empfehlung zu Ziffer 4. 

9. In § 10 Abs. 1 wird hinter den Worten: 

„. . . von ihr bestimmten Stellen ..." ein- 
gefügt: „. . . für vom Bundesminister 

näher zu bezeichnende Erzeugnisse . . 

Begründung: 

Es ist nicht beabsichtigt, eine Meldpflicht 
für alle Erzeugnisse des Gartenbaues bin- 
dend vorzuschreiben. 
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10. In § 10 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte: 

. soweit diese Verträge . . . abgeschlos- 
sen sind, . . gestrichen. 

Begründung; 

Die Notwendigkeit der Streichung ergibt 
sich aus der Empfehlung zu Ziffer 4. 

11. In § 10 Abs. 1 wird folgende Nr. 3 ein- 
gefügt: 

„3) die Bestände an bc- und verarbeite- 
ten Erzeugnissen,“. 

Begründung: 

Zur Aufstellung eines Versorgungsplanes 
(§ 5 Abs. 1) kann auf eine Kenntnis der 
bei der be- und verarbeitenden Industrie 
lagernden Bestände nicht verzichtet wer- 
den. Diese Bestände werden durch die 
amtliche Anbaustatistik nicht erfaßt. 

12. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß Erzeuger- 
betriebe, Absatzeinrichtungen und Groß- 
handelsbetriebe ihre Lagerbestände an 
Kernobst, Kopfkohl und Zwiebeln zu 
melden haben.“ 

Begründung: 

Auf die Meldung von Anbauflächen durdi 
Erzeugerbetriebc kann verzichtet werden, 
da die amtliche Anbaustatistik in Haupt- 
Gemüseanbaugebieten für die Erstellung 
eines Versorgungsplanes ausreicht. Für den 
Fall, daß entsprechend der Empfehlung 
zu Ziffer 4 Mittel für einen Stützungs- 
fonds zur Verfügung gestellt werden soll- 
ten, wird es Aufgabe der Absatzeinridi- 
tungen sein, in den Stützungsbedingungen 
die erforderlidien Meldepfliditen aufzu- 
nehmen. 

13. § 10 Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„(3) Dib zum Vollzug der Melde- 
pflidit erforderlichen Reditsverordnun- 
gen erläßt der Bundesminister mit Zu- 
stimmung des Bundesrates.“ 


Begründung: 

Da die verwaltungsmäßige Durchführung 
des Meldewesens den Ländern obliegt, er- 
scheint die Zustimmung des Bundesrates 
zu den vorgesehenen Rechtsverordnungen 
erforderlich. 

14. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Bundesminister kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch 
Reditsverordnung bestimmen, daß auch 
andere Stellen, die von ihm mit der 
Durchführung dieses Gesetzes und der 
dazu ergehenden Durchführungsbestim- 
mungen beauftragt werden, auskunfts- 
berechtigt im Sinne des § 1 der Verord- 
nung über Auskunftspflicht sind. Die 
gleidie Befugnis steht den obersten Lan- 
desbehörden zu.“ 

Begründung: 

Die neue Fassung ist durch die Einfügung 
der Worte „mit Zustimmung des Bundes- 
rates“ notwendig geworden. 

15. Es wird empfohlen, die Bestimmungen 
des § 13 im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren mit der zur Zeit des Inkraft- 
tretens des Gesetzes geltenden Fassung des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkelten und 
des Wirtsdiaftsstrafgesetzes in Einklang 
711 bringen. 

16. Hinter § 13 wird folgender § 13 a ein- 
gefüge: 

»S 13 a 
Land Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen und noch zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen gelten 
auch im Lande Berlin, sobald das Land 
Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Ge- 
setzes beschlossen hat;“ 

Begründung: 

Es handelt sich um die Einfügung der 
üblidien Berlin-Klausel, 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates vom 28. März 1952 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Ordnung der Gartenbauwirtschaft 


Die Bundesregierung stimmt den unter lfde. 
Nr. 1 und 5 bis 16 vorgeschlagenen Änderun- 
gen zu. 

Dagegen vermag die Bundesregierung den 
unter lfde. Nr. 2 bis 4 vorgeschlagenen 
Empfehlungen aus den nachstehenden Grün- 
den nicht beizutreten: 

a) Zu Änderungsvorschlag Nr. 4: 

Die Bundesregierung hat sich nach sehr 
eingehender Prüfung der Frage, in welcher 
\C\Mse eine Marktordnung in der Garten- 
bauvv irtschaft am besten eingerichtet wer- 
den könne, zur Vorlage eines Gesetzent- 
wurfes entschlossen, der vom Bundestag 
in der 142. Sitzung vom 22. Mai 1951 ge- 
fordert worden war. Sie ist dabei von der 
Auffassung ausgegangen, daß eine Ord- 
nung im Anbau und Absatz von Garten- 
bauerzeugnissen nur möglich ist, wenn eine 
Rechtsgrundlage für die Festlegung von 
geschlossenen Anbaugebieten und die 
Durdiführung von Anbaubeschränkungen 
gegeben wird. Durch die gleichzeitige 
Schaffung von Markt verbänden sollte 
außerdem die Mitwirkung der beteiligten 
Wirtschaftskreise bei den hier zu treffen- 
den Maßnahmen gewährleistet werden. Es 
ist dabei In erster Linie daran gedacht, daß 
diese Mitarbeit auf freiwilliger Grundlage 
geleistet wird, da die Ordnung im Inter- 
esse der beteiligten Kreise der Gartenbau- 
wirtschaft gelegen ist. Der Staat sollte die- 
sen Bestrebungen nur helfend und unter- 
stützend zur Seite stehen. 

Der Bundesrat weist richtig darauf hin, 
daß die Bildung eines Stützungsfonds er- 
forderlich sei, aus dessen Mitteln den Er- 
zeugern ein gewisser Mindesterlös für ihre 
Erzeugnisse sicherzustellen Ist, wenn sie 


sich freiwillig den von den Marktverbän- 
den empfohlenen Beschränkungen und der 
Benutzung der Absatzeinrichtungen unter- 
werfen. Angesichts der Finanzlage des 
Bundes konnten, wie sich aus den Be- 
sprechungen der Ressorts und im Bundes- 
kabinett ergeben hat, von dem Flerrn 
Bundesminister der Finanzen hierzu keine 
Geldmittel zur Verfügung gestellt werden. 
Damit ist jedoch die Bildung eines 
Stützungsfonds durchaus nicht ausgeschlos- 
sen. Die Aufbringung entsprechender Geld- 
mittel soll nur der Wirtschaft überlassen 
werden. Da es hierzu jedoch einer gesetz- 
lichen Regelung nicht bedarf, waren ent- 
sprechende Bestimmungen ln dem Gesetz- 
entwurf nicht aufgenommen worden. 

Durch die Streichung der maßgebenden 
§§ 2 bis 4 des Gesetzentwurfes seitens des 
Bundesrates Ist ein Kernstück aus dem Ge- 
setzentwurf herausgenommen worden, das 
für eine Ordnung der Gartenbauwirtschaft 
nicht entbehrt werden kann. Es Ist daher 
an der von der Bundesregierung beschlosse- 
nen Fassung des Gesetzentwurfs festzu- 
halten. 

b) Zu Änderungsvorschlag Nr. 2; 

Mit Rücksicht auf die Beibehaltung der 
§§ 2 bis 4 wird an dem unveränderten 
Wortlaut der Überschrift des Ersten Teils 
des Gesetzentwurfs festgehalten. 

c) Zu Änderungsvorschlag Nr. 3: 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die 
Einfügung der Worte „einsdiließllch Früh- 
kartoffeln“ in den § 1 des Gesetzentwurfs 
aus, da Frühkartoffeln nicht als Garten- 
bauerzeugnisse im Sinne des Gesetzes an- 
zusehen sind. 
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